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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Verkehrspolitik

Die Vertreterinnen und Vertreter der Umwelt- und Verkehrsministerien der Alpenländer
verabschiedeten Ende Oktober 2022 einen länderübergreifenden Aktionsplan für
klimafreundliche Mobilität in den Alpen. Auf Initiative der Schweizer Umwelt- und
Verkehrsministerin Simonetta Sommaruga hatten sich die Alpenländer Deutschland,
Frankreich, Italien, Österreich, Slowenien, Liechtenstein, Monaco und die Schweiz zur
Trägerschaft mit dem Namen «Simplon-Allianz» zusammengeschlossen.
Das Ziel des Aktionsplans bestand darin, den Verkehr im Alpenraum bis 2050
klimaneutral zu gestalten. Dafür sah der Plan Massnahmen in drei Bereichen vor: Im
Güterverkehr soll die Verlagerung auf die Schiene mittels eines Dialogs über eine
alpenweite Verkehrsabgabe für schwere Nutzfahrzeuge sowie der Förderung des
Ersatzes von fossil betriebenen Lastwagen durch emissionsfreie Fahrzeuge gestärkt
werden. Im Bereich des grenzüberschreitenden Personenverkehrs soll der Umstieg auf
den öffentlichen Verkehr gefördert werden. Dies könne unter anderem durch die
Einführung von alpenweit gültigen ÖV-Billetten oder -Abonnementen und durch die
Stärkung von Nachtzugsverbindungen geschehen. Da bei der Tourismus- und
Freizeitmobilität ein grosser Teil der Emissionen auf die An- und Abreise entfalle, sah
der Aktionsplan drittens vor, die Bahnverbindungen in die alpinen Destinationen zu
verbessern und den Langsamverkehr in den Tourismusorten zu stärken. 1

ANDERES
DATUM: 27.10.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Marianne Maret (mitte, VS) forderte mittels eines im September 2022 eingereichten
Postulats die raschere Umsetzung von Projekten des Langsamverkehrs im Rahmen von
Agglomerationsprogrammen. Dabei solle der Bundesrat in einem Bericht darlegen,
weshalb es bei der Umsetzung dieser Projekte zu Verzögerungen gekommen ist, und
allenfalls einen Massnahmenplan ausarbeiten, mit welchem die bereits vom Parlament
beschlossenen Projekte vorangetrieben werden können. Maret wies darauf hin, dass im
Rahmen des laufenden Agglomerationsprogramms  lediglich 22 Prozent der Ausgaben
für die Strassen- und Langsamverkehrsmassnahmen getätigt wurden, die für die
Periode 2019 bis 2021 budgetiert waren.
Der Bundesrat erläuterte, dass die Ursachen für die angesprochenen Verzögerungen
bekannt seien: Diese lägen insbesondere in der teilweise hohen Komplexität der
Projekte, langen Entscheidverfahren und Einsprachen. Zudem habe der Bund die
Lehren aus den ersten beiden Generationen der Agglomerationsprogramme gezogen
und bei der laufenden dritten Generation Fristen für den Baubeginn eingeführt. Auch
habe er bereits den administrativen Aufwand für die Projektumsetzung reduziert und es
seien weitere Vereinfachungen geplant. Schliesslich würden die Kantone mit dem
neuen Veloweggesetz verpflichtet, «behördenverbindliche Netzplanungen für den
Alltags- und Freizeitveloverkehr zu erstellen und innerhalb von 20 Jahren umzusetzen.»
Da die Gründe für die Verzögerungen also bekannt seien und entsprechende
Massnahmen eingeleitet worden seien, sei ein Postulatsbericht nicht mehr zielführend,
schloss der Bundesrat.
Das Postulat wurde in der Wintersession 2022 im Ständerat behandelt. Nachdem
Postulantin Maret und Verkehrsministerin Sommaruga ihre Argumente wiederholt
hatten, wurde das Postulat von einer Mitte-Links-Mehrheit mit 19 zu 15 Stimmen
angenommen. 2

POSTULAT
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BERNADETTE FLÜCKIGER

1) Aktionsplan vom 27.10.22; Medienmitteilung ARE vom 27.10.22
2) AB SR, 2022, S. 1226 f.
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